
  Anlage 
zum Antrag auf mindertiefe Verlegung eines TK-Kabels 

 

 

 

Erklärung  

zur Übernahme der Erschwerniskosten 

gem. § 127 Abs. 7 S. 2 TKModG n.F. 

 

 

_________________________________________________________________________ 
[Name und Anschrift des Telekommunikationsunternehmens] 

ist das Telekommunikationsunternehmen, dass die Zustimmung für die mindertiefe Verlegung/ 
die Änderung der bereits mindertief verlegten Telekommunikationslinie in 
*_________________________________________________________________________
_________________________________________________________________________ 
gem. § 68 Abs. 3 TKG a.F., § 127 Abs. 1 TKModG n.F beantragt. 
*[genaue Bezeichnung der Örtlichkeit oder alternativ Bezugnahme auf den Antrag: Datum, Betreff, Nr., Bezeichnung der Leitung] 

Das Telekommunikationsunternehmen verpflichtet sich hiermit alle durch eine 
mögliche wesentliche Beeinträchtigung des Schutzniveaus der Straße entstehenden 
Kosten, die dem Straßenbaulastträger/Straßenbauverwaltung aufgrund der 
Verringerung der Verlegetiefe der betroffenen Telekommunikationslinie künftig 
entstehen werden sowie die Kosten für den etwaig höheren Erhaltungsaufwand der 
mitgenutzten Straße zu übernehmen.  

Unter Schutzniveau i.S.d. § 68 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 TKG a.F., § 127 Abs. Abs. 7 Satz 2 TKModG 
n.F. ist der bautechnische Zustand sowie die Qualität der Straße zu verstehen. Bei den Kosten, 
die durch die wesentliche Beeinträchtigung des Schutzniveaus entstehen, handelt es sich 
insbesondere um Verzögerungskosten bei der Abwicklung/Durchsetzung von 
Straßenbaumaßnahmen, z. B. durch die notwendige Verlegung von Leitungen im Vorfeld von 
Baumaßnahmen. Bei dem höheren Erhaltungsaufwand handelt es sich um die dem 
Straßenbaulastträger bei der Unterhaltung der betroffenen Straßen künftig entstehenden 
Mehrkosten, insbesondere: Erfordernis vorzeitiger Deckenerneuerung, Erfordernis späterer 
Handschachtung zur Berücksichtigung in geringerer Tiefe verlegter Leitungen sowie 
Fräsarbeiten erheblichen Umfangs bzw. Aufwands.  

Die entstandenen Kosten wird die Straßenbauverwaltung dem Telekommunikations-
unternehmen künftig in Rechnung stellen, die anschließend innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Rechnung durch das Telekommunikationsunternehmen zu begleichen ist. 

 

 

 

___________________________________ 
[Datum und Unterschrift des 

Telekommunikationsunternehmens] 
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